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BEHERRSCHUNGS- UND GEWINNABFÜHRUNGSVERTRAG 

 

zwischen 

 

RENK Group AG 

Gögginger Straße 73, 

86159 Augsburg 

- nachstehend „Organträger“ genannt - 

 

und 

 

RENK GmbH 

Gögginger Straße 73,  

86159 Augsburg 

- nachstehend „Organgesellschaft“ genannt - 
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§ 1 Leitung und Weisung 

1.1 Die Organgesellschaft unterstellt sich der Leitung des Organträgers. Letzterer ist dem-

gemäß berechtigt, der Geschäftsführung der Organgesellschaft insgesamt oder einzel-

nen Geschäftsführern hinsichtlich der Leitung der Organgesellschaft Weisungen zu er-

teilen. Die Weisungsbefugnis des Organträgers erstreckt sich auf alle betrieblichen Be-

reiche und kann allgemein oder auf den Einzelfall bezogen erteilt werden. Eine Wei-

sung, diesen Vertrag aufrechtzuerhalten, zu ändern oder zu beenden, darf nicht erteilt 

werden. Die Weisungen sind schriftlich, fernschriftlich oder in vergleichbarer, d.h. nach-

weisbarer Form (z.B. per E-Mail), zu erteilen. 

1.2 Die Organgesellschaft ist im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften verpflichtet, die 

Weisungen des Organträgers zu befolgen. Die Organgesellschaft ist organisatorisch 

und wirtschaftlich in das Unternehmen des Organträgers eingegliedert. Trotz ihrer 

rechtlichen Selbstständigkeit ist die Organgesellschaft wie eine wirtschaftlich unselbst-

ständige Betriebsabteilung des Organträgers tätig und fördert und ergänzt deren wirt-

schaftliche Betätigung. 

§ 2 Gewinnabführung 

2.1 Die Organgesellschaft verpflichtet sich, ihren ganzen Gewinn an den Organträger ab-

zuführen. Abzuführen ist in (entsprechender) Anwendung von § 301 AktG in seiner je-

weils geltenden Fassung der ohne die Gewinnabführung entstehende Jahresüber-

schuss, vermindert um einen etwaigen Verlustvortrag aus dem Vorjahr und Zuführun-

gen zu den Rücklagen gem. § 2 Abs. 2 dieses Vertrages sowie vermindert um den 

nach § 268 Abs. 8 HGB ausschüttungsgesperrten Betrag. Die Gewinnabführung darf 

den in (entsprechender) Anwendung in § 301 AktG in seiner jeweils gültigen Fassung 

genannten Betrag nicht überschreiten. 

2.2 Unbeschadet des vorstehenden § 2 Abs. 1 kann die Organgesellschaft mit Zustimmung 

des Organträgers Beträge aus dem Jahresüberschuss in andere Gewinnrücklagen 

(§ 272 Abs. 3 HGB) einstellen, sofern dies handelsrechtlich zulässig und bei vernünfti-

ger kaufmännischer Beurteilung wirtschaftlich begründet ist. Während der Dauer des 

Vertrags gebildete andere Gewinnrücklagen (§ 272 Abs. 3 HGB) sind auf Verlangen 

des Organträgers aufzulösen und zum Ausgleich eines Jahresfehlbetrages zu verwen-

den oder als Gewinn abzuführen. 

2.3 Die Abführung von Beträgen aus der Auflösung sonstiger Rücklagen – auch soweit sie 

während der Vertragsdauer gebildet wurden – oder ihre Heranziehung zum Ausgleich 

eines Jahresfehlbetrages ist ausgeschlossen; gleiches gilt für einen zu Beginn der Ver-

tragsdauer etwa vorhandenen Gewinnvortrag. 

§ 3 Verlustübernahme 

3.1 Für die Verlustübernahme gelten die Vorschriften des § 302 AktG in ihrer jeweils gülti-

gen Fassung (entsprechend). 
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3.2 Der Organträger ist im Falle der Kündigung aus wichtigem Grund gemäß nachfolgen-

dem § 6 Abs. 4 lediglich zum Ausgleich der anteiligen Verluste der Organgesellschaft 

bis zum Übertragungs- bzw. Umwandlungsstichtag verpflichtet. 

§ 4 Informationsrecht 

4.1 Der Organträger kann von der Geschäftsführung der Organgesellschaft jederzeit Aus-

künfte über die rechtlichen, geschäftlichen und verwaltungsmäßigen Angelegenheiten 

der Organgesellschaft verlangen. Der Organträger kann ferner jederzeit Einsicht in die 

Bücher und Schriften der Organgesellschaft nehmen. 

4.2 Unbeschadet der vorstehend vereinbarten Rechte hat die Organgesellschaft dem Or-

ganträger laufend über die geschäftliche Entwicklung zu berichten, insbesondere über 

wesentliche Geschäftsvorfälle. 

§ 5 Fälligkeit 

Die Ansprüche auf Abführung des Gewinns nach § 2 dieses Vertrages und auf Aus-

gleich des Jahresfehlbetrages nach § 3 dieses Vertrages werden mit Wirkung zum Ab-

lauf des letzten Tages eines jeden Geschäftsjahres der Organgesellschaft fällig. 

§ 6 Wirksamwerden und Dauer des Vertrags; Kündigung 

6.1 Dieser Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Zustimmung der Hauptversammlung des 

Organträgers sowie der Zustimmung der Gesellschafterversammlung der Organgesell-

schaft. Er wird mit seiner Eintragung im Handelsregister der Organgesellschaft wirk-

sam. 

6.2 Dieser Vertrag gilt (mit Ausnahme der Bestimmungen zur Beherrschung in § 1 dieses 

Vertrags, die erst ab Eintragung des Vertrags im Handelsregister der Organgesellschaft 

Anwendung finden) erstmals ab Beginn des Geschäftsjahres bzw. Rumpfgeschäfts-

jahrs der Organgesellschaft, in dem die Eintragung dieses Vertrags in das Handelsre-

gister der Organgesellschaft erfolgt. 

6.3 Der Vertrag wird für eine feste Laufzeit von fünf Zeitjahren ab Beginn des in vorstehen-

dem § 6 Abs. 2 bezeichneten Geschäftsjahres abgeschlossen; sofern das Ende dieser 

festen Laufzeit nicht auf das Ende eines Geschäftsjahres der Organgesellschaft fällt, 

verlängert sich die Laufzeit bis zum Ende des dann laufenden Geschäftsjahres. Der 

Vertrag kann von jeder Partei unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von sechs Mona-

ten schriftlich gekündigt werden, erstmals jedoch zum Ende desjenigen Geschäftsjah-

res der Organgesellschaft, das frühestens mit Ablauf von fünf Zeitjahren seit der Gel-

tung des Vertrages endet. Wird der Vertrag nicht spätestens sechs Monate vor seinem 

Ablauf von einer Vertragspartei gekündigt, so verlängert sich die Laufzeit jeweils um ein 

weiteres Geschäftsjahr. 
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6.4 Das Recht zur Kündigung und Beendigung dieses Vertrags aus wichtigem Grund ohne 

Einhaltung einer Kündigungsfrist bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund liegt insbeson-

dere vor, wenn der Organträger nicht mehr mittelbar oder unmittelbar mehrheitlich an 

der Organgesellschaft beteiligt ist, sowie im Falle der Verschmelzung, Spaltung oder 

Liquidation der Organgesellschaft oder des Organträgers. Als wichtiger Grund gelten 

insbesondere auch die in R 14.5 Abs. 6 S. 2 KStR 2022 oder einer entsprechenden 

Nachfolgebestimmung genannten wichtigen Gründe. 

6.5 Jede Kündigung oder Beendigung bedarf der Schriftform. 

§ 7 Schlussbestimmungen 

7.1 Bei der Auslegung des Vertrags sind die jeweiligen steuerlichen Vorschriften der Org-

anschaft in dem Sinne zu berücksichtigen, dass eine wirksame steuerliche Organschaft 

gewünscht ist. 

7.2 Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen der Schriftform, sofern nicht 

notarielle Beurkundung gesetzlich vorgeschrieben ist. Dies gilt auch für die Aufhebung 

dieses Schriftformerfordernisses. 

7.3 Sollte eine Bestimmung dieses Vertrags vollständig oder teilweise nichtig, unwirksam 

oder undurchführbar sein oder werden, berührt dies die Gültigkeit der übrigen Vertrags-

bestimmungen nicht. Anstelle der nichtigen, unwirksamen oder undurchführbaren Be-

stimmung soll eine Bestimmung in Kraft treten, die dem am nächsten kommt, was die 

Parteien nach dem Sinn und Zweck dieses Vertrags gewollt hätten, hätten sie dies im 

Lichte der Nichtigkeit, Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit bedacht. Dies gilt auch 

im Fall der Nichtigkeit, Unwirksamkeit oder Undurchführbarkeit einer in diesem Vertrag 

enthaltenen Leistungs- oder Zeitbestimmung. In diesem Fall gilt die gesetzliche zuläs-

sige Leistungs- oder Zeitbestimmung als vereinbart, die der Vereinbarung am nächsten 

kommt. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für Lücken in diesem Vertrag. 
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Für die RENK Group AG:  

 

   

Ort, Datum  Ort, Datum 

 
 
 
 
 

  

Dr. Alexander Sagel, Vorstand  Anja Mänz-Siebje, Vorstand 

 

 

Für die RENK GmbH: 

 

   

Ort, Datum  Ort, Datum 

 
 
 
 
 

  

Dr. Alexander Sagel,  
Geschäftsführer  
 
 
 
 

 Anja Mänz-Siebje,  
Geschäftsführerin 

 


